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Anfang 2018 ist die „Verordnung zur Neuordnung 
trinkwasserrechtlicher Vorschriften“ in Kraft ge-
treten. Wurden darin alle aus Ihrer Sicht wichtigen 
Punkte umgesetzt? 

Die vorgenommene Änderung der Trinkwasserverord-
nung (TrinkwV) dient der nationalen Umsetzung der 
EU-Trinkwasserrichtlinie. Weiterer Anpassungs- und 
Änderungsbedarf ergab sich aus neuen Erkenntnis-
sen in der Trinkwasserhygiene sowie aus Erfahrungen 
der Behörden mit dem Vollzug der TrinkwV. Entspre-
chend des beständig wachsenden Wissens um die  
Ressource Trinkwasser wird es auch zukünftig regelmä-
ßig zu Anpassungen der Verordnung kommen. So sind 
beispielsweise hormonaktive Stoffe (z.B. Bisphenol-A), 
die mittlerweile in Spuren analytisch nachweisbar sind, für 
eine Regelung im Rahmen des Trinkwasserrechtes vor-
gesehen.
 
Bei einer Überschreitung des technischen Maßnah-
menwertes für Legionellen von 100 KBE/100 ml ist 
Ihr Unternehmen verpflichtet, das Gesundheitsamt 
und der Inhaber einer Trinkwasseranlage unverzüg-
lich zu informieren. Welche Pflichten erwachsen hie-
raus für den Inhaber einer Trinkwasseranlage?

Richtig, die Untersuchungsstelle ist verpflichtet, Über-
schreitungen an das zuständige Gesundheitsamt zu 
melden. Laut der aktuellen TrinkwV bezieht sich die Mel-
depflicht jedoch nur auf orientierende Untersuchungen. 
Überschreitungen die sich aus weitergehenden oder 
Nachuntersuchungen ergeben, müssen weiterhin durch 
den Anlagenbetreiber angezeigt werden – aus meiner 
Sicht leider etwas unglücklich gelöst.
Des Weiteren ist der Betreiber im Anschluss verpflichtet, 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Überschreitung zu besei-
tigen. Im Wesentlichen sind folgende Schritte erforderlich: 
1. �Beauftragung einer Gefährdungsanalyse – diese Bege-

hung hat das Ziel, die Ursache für die Überschreitung 
zu identifizieren und in einem Protokoll, die Erkennt-
nisse zu sammeln und die nächsten Schritte vorzu-
schlagen (z.B. Wechsel der Zirkulationspumpe, wenn 
deren Defekt festgestellt wurde). Der Ausführende 
muss mindestens nach VDI 6023 Kategorie A qualifi-
ziert sein. Näheres findet sich in der Empfehlung des 
Umweltbundesamtes vom 14.12.2012. Im Rahmen der 
Gefährdungsbeurteilung erfolgt eine weitergehende 
Laboruntersuchung.

2. �Abstellen der festgestellten, technischen Mängel – dies 
wird üblicherweise durch ein Sanitärfachunternehmen 
ausgeführt.

3. �Desinfektion der Anlage – diese hat das Ziel, die Anzahl 
der Legionellen so zu reduzieren, dass der technische 
Maßnahmenwert unterschritten wird. Die Desinfektion 
kann thermisch erfolgen (meist durchgeführt von Sa-
nitärfachunternehmen) oder durch chemische Desin-
fektion, die überwiegend von speziell ausgestatteten 
Unternehmen durchgeführt wird.

4. �Etwa 1 Woche nach erfolgter Desinfektion muss eine 
Nachuntersuchung durchgeführt werden, um den Sa-
nierungserfolg zu dokumentieren.

Um Interessenskonflikte auszuschließen, ist bei all diesen 
Schritten auf die Unabhängigkeit der Akteure zu achten. 
Zum Beispiel dürfen Gefährdungsanalyse und Abstellen 
der Mängel nicht durch dasselbe Unternehmen ausge-
führt werden.

Seit Veröffentlichung der neusten UBA-Empfehlung 
ist auf den Prüfberichten Ihres Unternehmens das 
ausgewertete Ansatzvolumen bei einer mikrobiologi-
schen Untersuchung auf Legionellen (ohne Befund) 
nicht mehr mit 100 ml sondern nur noch mit 50 ml 
und der Messwert nicht mehr mit 0 sondern mit ˂ 2 
angegeben. Welche Erklärung gibt es hierfür?

Die TrinkwV schreibt ab März 2019 die Anwendung der 
überarbeiteten Norm DIN EN ISO 11731 unter Beach-
tung von Empfehlungen des Umweltbundesamtes vom 
Dezember 2018 vor. Es ist genau geregelt, mit welchen 
Volumina und Behandlungen im Labor zu arbeiten ist 
und wie die Ergebnisse anzugeben sind. Dazu gehört, 
dass jetzt 50 ml statt bisher 100 ml Trinkwasser membr-
anfiltriert werden müssen. Wenn weder auf den Platten 
aus dem Direktansatz (2 x 0,5 ml) noch auf der Platte 
der Membranfiltration (50 ml) Legionellen nachgewiesen 
werden, ist als Ergebnis „nicht nachgewiesen (n. n.) in 
50 ml“ bzw. gemäß ISO 8199 die Angabe „< 2 KBE/100 
ml“ zulässig. 
Kurz gesagt: es ist so festgelegt worden und bedeutet, 
dass alles in bester Ordnung ist.

Trinkwasser - gesund und gut geprüft

SYNLAB Analytics & Services Germany GmbH führt mikrobiologische Untersuchungen von Wasserproben 
für ABM durch. Das Interview mit Holger Neef von SYNLAB führte Cornelia Maier, Assistentin Marketing & 
Kommunikation der ABM-Mess Service GmbH.
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Können Sie uns den Ablauf der Analytik einer Trink-
wasserprobe auf Legionellen beschreiben?

Es ist vor allem von extremer Handarbeit geprägt! Kein 
einziger Schritt wird momentan von Automaten erledigt! 
Nachdem die Wasserproben im Labor erfasst sind, wer-
den die Flaschen geschüttelt (homogenisiert). Zuerst 
werden 2 x 0,5 ml direkt und ohne Vorbehandlung auf 
je einem Nährboden verteilt. Dann werden 50 ml Was-
ser mittels Vakuum durch eine Art Kaffeefilter gezogen. 
Dieser sogenannte Membranfilter wird anschließend 
säurebehandelt und auf einen weiteren Nährboden ge-
legt. Je Wasserprobe entstehen also 3 Platten! Die Nähr-
böden werden dann üblicherweise für 10 Tage in einen 
Brutschrank oder Brutraum gestellt. Parallel dazu erfolgt 
die normenkonforme Dokumentation der Prüfdaten, 
denn als akkreditierte Untersuchungsstelle sind wir für 
die lückenlose Nachvollziehbarkeit aller Untersuchungs-
schritte verantwortlich. Während dieser Zeit erfolgt zu-
sätzlich noch eine Zwischenkontrolle aller Platten. Nach 
dieser Zeit werten meine Kollegen die Platten aus. Dabei 
werden die sogenannten koloniebildenden Einheiten auf 
jeder Platte gezählt, identifiziert und die Ergebnisse er-
fasst. Zum Schluss wird der Prüfbericht erstellt. Soweit 
keine Überschreitung festgestellt wurde, wird dieser an 
den Auftraggeber übermittelt – bei Überschreitungen zu-
sätzlich an das zuständige Gesundheitsamt. 

Wie sehen Sie die grundsätzlich die Gesundheitsge-
fährdung durch Krankheitserreger im Trinkwasser?

In Deutschland ist die Trinkwasserüberwachung durch 
die TrinkwV geregelt. Sie enthält Vorgaben zur Aufberei-
tung des Trinkwassers und zu dessen Beschaffenheit. 
Eine Grundanforderung ist, dass Trinkwasser rein und 
genusstauglich sein muss. Es darf keine Krankheitser-
reger aufweisen und keine Stoffe in gesundheitsschä-
digenden Konzentrationen enthalten. Die Verordnung 
nennt weitere Pflichten der Versorgungsunternehmen 
und gibt Behörden vor, was und wie sie die Trinkwas-
serqualität überwachen müssen. Dazu gehört ein eng-
maschiges Netz an mikrobiologischen Untersuchungen 
in der öffentlichen Wasserversorgung, so dass mögliche 
Gesundheitsgefahren zeitnah erkannt und Gegenmaß-
nahmen ergriffen werden können. Grundsätzlich sind 
die Risiken auf Grund des hohen Hygienestandards in 
Deutschland gering. Eine in der Vergangenheit unter-
schätzte Gefahr war das Auftreten von Legionellen im 
Warmwasser. Deshalb wurde im November 2011 für 
größere Objekte eine Untersuchungspflicht auf Legio-
nellen eingeführt, die deutschlandweit zu einer höheren 
Sorgfalt im Bereich der Warmwasserbereitung und einer 
damit verbundenen Verbesserung der Qualität geführt 
hat.
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Rechtliche Grundlagen der Trinkwasserverordnung

Die Trinkwasserverordnung soll die Qualität des Wassers 
schützen und verbessern. Rechtliche Grundlage ist das 
„Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-
krankheiten beim Menschen“ – kurz Infektionsschutz-Ge-
setz (IfSG) und die EG-Trinkwasserrichtlinie (Richtlinie 
98/83/EG).

Wasser für den menschlichen Gebrauch muss hiernach 
so beschaffen sein, dass durch seinen Genuss oder Ge-
brauch eine Schädigung der menschlichen Gesundheit, 
insbesondere durch Krankheitserreger, vermieden wird 
(vgl. § 37 Abschn. 1 IfSG). Die Gesundheitsämter haben 
daher die gesetzliche Pflicht, Wassergewinnungs- und 
Wasserversorgungsanlagen regelmäßig zu überwachen. 

Die Trinkwasserverordnung (TrinkwV) wurde vom Bun-
desminister für Gesundheit mit Zustimmung des Bundes-
rates erlassen. Die Ermächtigung hierzu ergibt sich aus 
§ 38 IfSG. Für die Trinkwasserqualität sind die jeweiligen 
Bundesländer und ihre Behörden verantwortlich.

Die TrinkwV (Verordnung über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch) legt die wichtigsten 
Punkte fest:

�� die Beschaffenheit des Trinkwassers, 
�� die Aufbereitung des Wassers, 
�� die Pflichten der Wasserversorger, 
�� die Überwachung des Trinkwassers. 

�Die TrinkwV setzt die EG-Richtlinie in nationales Recht 
um. Teilweise enthält sie aber strengere Vorgaben als das 
europäische Recht. Die TrinkwV vom 21. Mai 2001 wurde 
im Wesentlichen geändert durch vier Änderungsordnun-
gen in den Jahren 2011, 2012, 2015 und zuletzt 2018.

Die Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen  
Gebrauch (TrinkwV)

Die „Trinkwasserverordnung“ enthält Regelungen in Be-
zug auf Untersuchungen der Trinkwasserinstallation, 
wobei die Regelungen bezüglich der „Legionellen“ wohl 
für die meisten Menschen, gerade für Mieter und Ver-
mieter, am praxisrelevantesten sind.

Zweck der Verordnung ist es, die menschliche Gesundheit 
von den nachteiligen Einflüssen, die sich aus der Verun-
reinigung von Wasser ergeben, das für den menschlichen 
Gebrauch bestimmt ist, durch Gewährung seiner Ge-
nusstauglichkeit und Reinheit zu schützen, § 1 TrinkwV.

Trinkwasser im Sinn der Verordnung ist für jeden Agg-
regatzustand des Wassers und ungeachtet dessen, ob 
das Wasser für die Bereitstellung auf Leitungswegen, in 
Wassertransport-Fahrzeugen, aus Trinkwasserspeichern 
an Bord von Land-, Wasser- oder Luftfahrzeugen oder in 
verschlossenen Behältnissen bestimmt ist, alles Wasser, 
das im ursprünglichen  Zustand oder nach Aufbereitung, 
zum Trinken, zum Kochen, zur Zubereitung von Speisen 
und Getränken oder insbesondere zu den häuslichen 
Zwecken der Körperpflege und des Geschirrspülens 
bestimmt ist, sowie alles Wasser, das in einem Lebens-
mittelbetrieb verwendet wird für die Herstellung, die Be-
handlung, die Konservierung oder das Inverkehrbringen 
von Erzeugnissen oder Substanzen, die für den mensch-
lichen Gebrauch bestimmt sind, vgl. § 3 Nr. 1 TrinkwV.

Damit ist der sachliche Geltungsbereich der TrinkwV für 
die meisten alltäglichen Verwendungszecke von Wasser 
in Haushalten eröffnet.

Der § 4 der TrinkwV stellt als allgemeine Anforderung 
an Trinkwasser die Prämisse auf, dass dieses so be-
schaffen sein muss, dass durch seinen Genuss oder 
Gebrauch eine Schädigung der menschlichen Gesund-
heit insbesondere durch Krankheitserreger nicht zu be-
sorgen ist; es muss rein und genusstauglich sein.

Gemäß § 5 Abs. 1 TrinkwV dürfen im Trinkwasser kei-
ne Krankheitserreger in Form von vermehrungsfähigen 
Viren, Bakterien, Pilzen oder Parasiten mit der Fähig-
keit der Infizierung und Krankheitsübertragung auf den 
Menschen und die über Wasser übertragbar sind, nicht 
in Konzentrationen enthalten sein, die eine Schädigung 
der menschlichen Gesundheit besorgen lassen. Nach § 
3 Abs. 4 TrinkwV sollen die Konzentrationen von Mik-
roorganismen, die das Trinkwasser verunreinigen oder 
seine Beschaffenheit nachteilig beeinflussen können, so 
niedrig gehalten werden, wie dies nach den allgemeinen 
anerkannten Regeln der Technik mit vertretbarem Auf-
wand möglich ist.

Wird dem Gesundheitsamt bekannt, dass Grenzwerte 
nicht eingehalten werden oder die Anforderungen nicht 
erfüllt sind, hat es unverzüglich darüber zu entscheiden, 
ob die betroffenen Wasserversorgungsanlagen weiter-
betrieben werden dürfen, § 9 Abs. 1, Abs. 3 TrinkwV.
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Vorgabe der Trinkwasserverordnung

Trinkwasserqualität und Trinkwasseranalyse

Unbestritten ist Trinkwasser das Lebensmittel Num-
mer eins. Verbraucht wird Trinkwasser zugleich auch 
für häusliche Zwecke wie Körperreinigung. Wäsche-
waschen oder gar Toilettenspülung. Die Qualität muss 
zweifelsfrei hohen Anforderungen genügen. In § 1 der 
TrinkwV heißt es konkret:

„Zweck der Verordnung ist es, die menschliche Gesund-
heit vor den nachteiligen Einflüssen, die sich aus der Ver-
unreinigung von Wasser ergeben, das für den menschli-
chen Gebrauch bestimmt ist durch Gewährleistung seiner 
Genusstauglichkeit und Reinheit zu schützen.“

In Deutschland ist Trinkwasser grundsätzlich von sehr 
guter Qualität. Die internen Wasseranalysen der Wasser-
werke tragen wesentlich dazu bei. Doch die Verantwort-
lichkeit der Wasserwerke endet am Hausanschluss des 
Verbrauchers. Ab hier ist der Eigentümer für die Wasser-
qualität verantwortlich. 

Ursachen und Quellen der Trinkwasserbelastungen sind 
unterschiedlicher Natur. Die häufigsten Verunreinigun-
gen entstehen durch den Wasserhahn bzw. die Wasser-
hahn-Armatur. Oftmals sind Rohrsysteme und Leitungen 
die Quellen, wo Trinkwasser mit Schwermetallen oder 
Bakterien verunreinigt wird. 

Ob Trinkwasser, wenn es dann aus dem Wasserhahn 
fließt, qualitativ einwandfrei ist, sieht man dem Wasser 
nicht an. Mit einer Trinkwasseranalyse kann die Trinkwas-
serqualität analysiert und somit mögliche Belastungen 
des Trinkwassers ermittelt werden. Zweck der Trinkwas-
seranalyse ist es, die menschliche Gesundheit vor den 
nachteiligen Einflüssen, die sich aus der Verunreinigung 
von Wasser ergeben, das für den menschlichen Ge-
brauch bestimmt ist, zu schützen.

Das Trinkwasser darf somit keine Krankheitserreger und 
Stoffe in gesundheitsschädigenden Konzentrationen 
enthalten.

Die TrinkwV regelt dazu die Pflichten der Versorgungs-
unternehmen sowie der Überwachungsbehörden und 
bestimmt die zu untersuchenden mikrobiologischen und 
chemischen Parameter sowie die Häufigkeit der Trink-
wasserüberwachung. Um die hygienische Sicherheit 
des Trinkwassers zu gewährleisten, fordert die TrinkwV 
auch, dass Grenzwerte und Anforderungen zur Wasser-
beschaffenheit an den Zapfstellen im Haushalt eingehal-
ten werden. 

Regelmäßige Trinkwasseruntersuchung auf Legionellen 
ist gesetzlich vorgeschrieben. Die Vermieter von Mehr-
familienhäusern sind in der Pflicht, den gesetzlich vor-
geschriebenen Regeluntersuchungen nachzukommen. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind lediglich Ein- 
und Zweifamilienhäuser. Unabhängig hiervon hat aber 
der Vermieter dafür Sorge zu tragen, dass das Leitungs-
wasser absolut unbedenklich ist und sollte daher auch für 
Ein- und Zweifamilienhäuser eine regelmäßige Trinkwas-
seruntersuchung durchführen lassen. Schließlich zählt die 
Trinkwasserkontrolle, so der Bundesgerichtshof, zu den 
Verkehrssicherungspflichten des Vermieters. 

Bei Wohnungsvermietung muss die Wasseruntersuchung 
alle drei Jahre durchgeführt werden. Das zuständige Ge-
sundheitsamt muss jedoch dann von einem Untersu-
chungsergebnis informiert werden, wenn bei der Labo-
ranalyse eine Überschreitung der Grenzwerte festgestellt 
wird. Im Übrigen sind die Untersuchungsergebnisse 10 
Jahre aufzubewahren. 
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Untersuchungspflichten bzgl. „Legionella Spec.“ und Folgen der Nichtvornahme

Gemäß § 14b Abs. 1 TrinkwV haben Unternehmer und 
Inhaber von Anlagen zur ständigen Wasserverteilung das 
Trinkwasser der Wasserversorgungsanlage auf den Para-
meter Legionella Spec. systemisch zu untersuchen oder 
untersuchen zu lassen, wenn die Trinkwasserabgabe im 
Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit 
vorgenommen wird, sich in der Wasserversorgungsanla-
ge eine Großanlage zur Trinkwassererwärmung befindet 
und die Wasserversorgungsanlage Duschen oder andere 
Einrichtungen enthält, in denen es zu einer Vernebelung 
des Trinkwassers kommt. Eine „gewerbliche Tätigkeit“ 
liegt gemäß § 3 Nr. 10 TrinkwV vor, wenn die unmittelbare 
oder mittelbare, zielgerichtete Trinkwasserbereitstellung 
im Rahmen einer Vermietung oder einer sonstigen selb-
ständigen, regelmäßigen und in Gewinnerzielungsabsicht 
ausgeübten Tätigkeit erfolgt. Achtung: Diese Definition der 
Gewerblichkeit ist um einiges weiter als in vielen anderen 
rechtlichen Regelungen; demnach kann von dieser Prüf-
pflicht bereits der Eigentümer einer einzelnen (!) Eigen-
tumswohnung betroffen sein, sofern er diese vermietet. 
Die hierdurch aufgebürdete Prüfpflicht hat bei Anlagen der 
ständigen Wasserverteilung mindestens alle drei Jahre zu 
erfolgen, wenn das Trinkwasser im Rahmen einer gewerb-
lichen, nicht aber öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird; 
im Übrigen mindestens grundsätzlich einmal jährlich.

Wer als Vermieter diese Untersuchung auf die Einhal-
tung der Grenzwerte für Legionellen im Trinkwasser nicht 
einhält, sieht sich – neben der Betriebsuntersagung des 
Trinkwassersystems durch das Gesundheitsamt – auch 
umfangreichen zivilrechtlichen Nachteilen ausgesetzt:

So stellen Legionellen in der Wasserversorgung einen 
Mangel dar, der zu einer nicht unerheblichen Tauglich-
keitsminderung der Wohnung führt; eine Minderung um 25 
% ist angemessen (AG Dresden, Urteil vom 11.11.2013 

– 148 C 5353/13). Bei dem der zitierten Entscheidung zu-
grundliegenden Sachverhalt wurde der technische Maß-
nahmewert um das 37-fache überstiegen. Interessant ist 
bei diesem Urteil, dass das Gericht die abstrakte Gefahr 
eine Legionelleninfektion für die Annahme einer Taug-
lichkeitsminderung ausreichen ließ. Hierbei wurde als 
Begründung angeführt, dass der Mieter die Wohnung nur 
in dem Wissen über den erheblich überschrittenen Gren-
zwert nutzen könne und dadurch in der Wertschätzung 
und dem ungestörten Gebrauch der Sache beeinträchtigt 
sei; nicht entscheidend sie dabei, ob ein Schaden einge-
treten ist oder ein solcher unmittelbar bevorsteht. Weitaus 
gelassener sah das AG München (Urteil vom 25.06.2014 – 
452 C 2212/14) die Überschreitung des technischen Maß-
nahmewertes von 100 kbE/100 ml: nach dessen Ansicht 
sei nicht schon bei einer Überschreitung des technischen 
Maßnahmewertes von einer Gesundheitsgefahr auszuge-
hen; erst bei einer Überschreitung der Legionellenkonzen-
tration von 10.000 kbE/100 ml liege eine Gesundheitsge-
fahr und damit ein mietrechtlicher Mangel vor. Auf Grund 
der extremen Divergenz der ergangenen Urteile ist eine 
gesicherte Erkenntnis zu mangelbegründeten Grenzwer-
ten im Mietrecht nicht auszumachen; zur rechtlichen Ab-
sicherung ist demnach die Legionellenkonzentration im 
Zweifel möglichst gering zu halten.

Sollte es dennoch einmal zu einer Legionelleninfektion des 
Mieters kommen, können – je nach Ausmaß des Krank-
heitsverlaufs – hohe Schadensersatz- und Schmerzens-
geldforderungen auf den Vermieter zukommen (LG Saar-
brücken, Urteil vom 11.12.2009 – 10 S 26/08: € 6.000,00). 
Der Vermieter kann sich durch AGB von einer derartigen 
Ersatzpflicht nicht befreien, da ein Ausschluss oder eine 
Begrenzung der Haftung für eine Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit in AGB nicht rechtswirksam aus-
geschlossen werden kann, vgl. § 309 Nr. 7a BGB.
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Kosten der Legionellenprüfung / Trinkwasseranalyse

Als Vermieter haben Sie laut Trinkwasserverordnung 
mindestens alle drei Jahre die Pflicht, das Trinkwasser 
überprüfen zu lassen. Die Kosten hierfür trägt zunächst 
einmal der Hauseigentümer. Und nun bestimmt der je-
weilige Sachverhalt die steuerliche Absetzbarkeit.

Mietobjekt 
Als Vermieter können Sie die Kosten für die Trinkwas-
seranalyse als Werbungskosten in der Anlage V geltend 
machen. Legen Sie als Vermieter diese Kosten auf den 
Mieter um, erhöhen sich entsprechend die Einnahmen. 
Ob Sie als Vermieter die Kosten für die Trinkwasserana-
lyse auf den Mieter umlegen dürfen, ist vom Inhalt des 
Mietvertrags abhängig. Nach herrschender Meinung 
muss der Vermieter die Übernahme der Kosten für die 
Untersuchung im Mietvertrag aufführen und ausdrücklich 
mit dem Mieter vereinbaren.

Eigenheim - Eigennutzung
Im selbstgenutzten Eigenheim (Haus / Wohnung) sind die 
Kosten für die Trinkwasseranalyse nicht als Werbungs-
kosten zu berücksichtigen, denn die Eigennutzung ist kei-
ne Einkunftsquelle. Die Kosten für die Trinkwasseranalyse 
sind aber als Handwerkerleistung berücksichtigungsfähig. 

Häusliches Arbeitszimmer
Im Rahmen des begrenzten Abzugs von Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer sind die Kosten für die Trink-
wasseranalyse anteilig als Werbungskosten bei Ihrer 
Einkunftsquelle, z.B. Lohneinkünfte, zu erfassen. 

7
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Kostentragung, Kostenverteilung und Kostenumlegung bei Maßnahmen 
nach der TrinkwV

Nach Urteil des LG Saarbrücken (Urteil vom 18.12.2015 
– 5 S 17/15) seien für die nach der TrinkwV erforderliche 
Überprüfung der Trinkwasseranlagen in dem Hausanwe-
sen einer Wohnungseigentümergemeinschaft nicht nur 
die vermietenden Wohnungseigentümer verantwortlich, 
sondern die gesamte Wohnungseigentümergemein-
schaft. Ein Mehrheitsbeschluss der Wohnungseigentü-
mer, die aufgrund der Untersuchung der Trinkwasseran-
lage anfallenden Kosten nicht nur auf die vermietenden 
Wohnungseigentümer, sondern auf alle Wohnungsei-
gentümer umzulegen, sei nicht ermessensfehlerhaft. Die 
Kosten für die Trinkwasseruntersuchung seien Lasten 
des gemeinschaftlichen Eigentums, die gemäß § 16 Abs. 
2 WEG jeder Wohnungseigentümer nach dem Verhältnis 
seines Miteigentumsanteils zu tragen habe. Dies begrün-
det das Gericht damit, dass die Wasserversorgungsanla-
ge und die dazugehörigen Leitungen ganz überwiegend 
im gemeinschaftlichen Eigentum stünden; dies gelte 
auch, wenn ein Versorgungsstrang ausschließlich der 
Versorgung einer einzelnen Wohnung diene (unter Ver-
weis auf BGH, Urteil vom 26.10.2012 – V ZR 57/12). Un-
ter Berücksichtigung des § 10 Abs. 6 S. 3 WEG sei die 
teilrechtsfähige Wohnungseigentümergemeinschaft für 
die gemeinschaftsbezogenen Rechte und Pflichten der 
Wohnungseigentümer auch hinsichtlich der Wasserver-
sorgungsanlagen verantwortlich; Inhaberin der Wasser-
versorgungsanlage im Sinne der TrinkwV sei deshalb die 
Wohnungseigentümergemeinschaft (unter Verweis auf 
OVG Münster, NJW 2015, 3528; Bayerischer Verwal-
tungsgerichtshof, Beschluss vom 29.09.2014 – 20 CS 
14.1663). Ein allgemeiner Grundsatz, wonach ein Woh-
nungseigentümer Kosten für solche Einrichtungen nicht 
zu tragen habe, die ihm persönlich keinen Nutzen bringen, 
bestünde somit nicht. Jedoch sei auch zu beachten, dass 
eine Überprüfung des Trinkwassers auf Legionellenbefall 
nicht nur den Mietern der vermieteten Sondereigentums- 
einheiten zugutekomme, sondern den gesundheitlichen 
Belangen aller Wohnungseigentümer diene.

Bei Wohnungseigentümeranlagen ist zu beachten, dass 
im Rahmen der Untersuchungspflicht im Regelfall der 
Verwalter verpflichtet ist, durch eine Wohnungseigentü-
merversammlung die Wohnungseigentümer über diese 
Verpflichtung aufzuklären und für entsprechende Be-
schlussfassungen Sorge zu tragen; nimmt er dies nicht 
vor, kann er hierdurch eine Ordnungswidrigkeit begehen 

(vgl. Pflügl, in: Bärmann/Seuß, Praxis des Wohnungsei-
gentums, § 111. Trinkwasserverordnung, Rn. 43).

Ob die Untersuchungskosten auf die Mieter umlegbar 
sind, ist umstritten:
Der Deutsche Mieterbund hat sich in einer Pressemel-
dung vom 02.11.2011 dafür ausgesprochen, dass eine 
Umlagefähigkeit der Untersuchungskosten auf die Mie-
ter über die jährliche Betriebskostenabrechnung gene-
rell zu bestreiten sei; es gäbe keine Rechtsgrundlage 
für eine Umlage dieser Kosten auf Mieter. Die Kosten 
der Wasserversorgung als grundsätzlich umlagefähi-
ge Betriebskosten umfassten nicht die Kosten für eine 
Wasseranlage, die an die öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossen ist.

Die überwiegende Rechtslehre geht jedoch von einer 
grundsätzlichen Umlagefähigkeit der Untersuchungs-
kosten aus. Jedoch werden hierbei unterschiedliche An-
forderungen aufgestellt: so wird vereinzelt angemerkt, 
dass eine Umlagefähigkeit nur bestehe bei regelmäßi-
gen Untersuchungen, da es ansonsten am notwendigen 
Merkmal der „laufenden“ Entstehung fehle, was notwen-
dige Voraussetzung sei (Schmid, in: Ghassemi-Tabar/
Guhling/Weitemeyer, Gewerberaummiete, § 2 BetrKV, 
Rn. 25). Andere argumentieren, dass die Untersu-
chung auf Legionellen nur Vermieter von Wohnungen 
betreffe, die zentral mit Warmwasser versorgt werden, 
somit die Untersuchungskosten im Rahmen der Heiz-
kostenabrechnung umlagefähig seien (Langenberg, in: 
Schmidt-Futterer, Mietrecht, § 556 BGB, Rn. 125). Wie-
derum andere vertreten unter Benennung diverser Grün-
de die Einschlägigkeit unterschiedlichster Nummern 
der Aufzählung in § 2 BetrKV (übersichtsartig dazu vgl. 
Mediger: Die Trinkwasseruntersuchungspflicht des Ver-
mieters, NZM 2012, 670). Dabei zählt eine Auffassung 
die Untersuchungskosten in die Fallgruppe der „sons-
tigen Betriebskosten“ des § 2 Nr. 17 BetrKV (Mediger, 
a.a.O.); hierbei ist jedoch dringend zu beachten, dass 
die Umlage solcher Kosten im jeweiligen Mietvertrag 
gesondert zu regeln ist und eine pauschale Verweisung 
auf § 2 BetrKV bei den „sonstigen Betriebskosten“ nicht 
ausreicht. Mangels klarer Linie in der Lehre ist deshalb 
aus Gründen der Vorsicht zu empfehlen, die Umlage der 
Untersuchungskosten immer im Mietvertrag selbst als 
umlagefähige Kosten zu vereinbaren.
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